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es mache keinen sinn, hat peter glotz einmal bemerkt, herausragende 

gestalten aus verschiedenen epochen deutscher geschichte wie otto 

von Bismarck, Konrad adenauer und helmut Kohl zum zwecke des Ver-

gleichs miteinander zu kontrastieren. der von einem hof abhängige, von 

einer Verfassung aber weitgehend unbehelligte Junker Bismarck sei nicht 

„mit dem parlaments- und parteienjongleur Kohl zu vergleichen”. das 

zusammenwürfeln von helden entspreche zwar dem Bedürfnis nach-

träglicher identitätskonstrukteure, den erfindern der geschichte: „Mit 

der geschichte selbst hat es nichts zu tun.”1 dieser Beitrag versucht, das 

gegenteil zu zeigen: Man muss keine heldenverehrung betreiben, um 

einem Vergleich der drei Kanzler Bismarck, adenauer und Kohl etwas 

abzugewinnen.

Meine überlegungen heben dabei nicht auf die außenpolitische Bedeu-

tung der drei staatsmänner ab, auch nicht auf ihre Vorstellungen von 

deutschland in europa und ihre Konzepte zur herstellung oder sicherung 

eines deutschen nationalstaates in der Mitte des Kontinents, um die es 

zumeist ging, wenn historiker oder politikwissenschaftler sich doch an 

einen Vergleich wagten.2 sie konzentrieren sich auf einen anderen as-

pekt, der seltener systematisch beleuchtet worden ist: auf die heraus-

forderungen der inneren staatsgründung. schließlich hatten sich sowohl 

der reichsgründer otto von Bismarck als auch der gründungskanzler 

der Bundesrepublik deutschland, Konrad adenauer, und der Kanzler der 

deutschen einheit, helmut Kohl, der aufgabe verschrieben, ihre lands-

leute nicht nur nach außen in einem staat zu vereinen, sondern auch 

1 | Peter Glotz: Die Herren an den Wendepunkten. Bismarck, Adenauer, 
Brandt, Kohl, in: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte 45 (1998), S. 439–
444, hier S. 439.

2 | Vgl. Michael Stürmer: Wem gehört Deutschland. Otto von Bismarck, Kon-
rad Adenauer, Helmut Kohl: Woran deutsche Kanzler gemessen werden, 
in: Die Welt, 1. April 2000; Hans-Peter Schwarz: Das Gesicht des 20. 
Jahrhunderts. Monster, Retter, Mediokritäten. Überarb. Neuaufl. München 
2010, S. 732, 737; mit Blick auf Bismarck und Adenauer Ders.: Bismarck 
in Bonn? Die Außenpolitik Adenauers in historischer Perspektive (Fried-
richsruher Beiträge 17). Friedrichsruh 2002.



die einheit im innern zu gestalten. alle drei hatten nicht nur außenpoli-

tische widerstände zu überwinden, sondern auch mit erheblichen inne-

ren schwierigkeiten beim zusammenwachsen des landes zu kämpfen.

der prekäre Charakter der deutschen nation

wenn man vergleicht, vor welchen innenpolitischen herausforderungen 

die drei Kanzler bei der gestaltung der deutschen einheit vor 20, 60 

und 140 Jahren standen, dann muss man zunächst als Besonderheit 

der deutschen geschichte hervorheben, dass die innere einheit der 

nation und damit auch des nationalstaates über weite strecken der 

zurückliegenden zweihundert Jahre nicht selbstverständlich war, son-

dern vielmehr als etwas prekäres, Bedrohtes, wenn nicht gar Verlo-

rengegangenes empfunden wurde. das galt nicht nur für die Ära der 

deutschen teilung im Kalten Krieg und deren zum teil bis heute spür-

baren gesellschaftlichen, politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und 

sozialpsychologischen folgewirkungen. es galt, viel stärker als wir das 

heute oft wahrnehmen, auch für die zeit des Kaiserreiches von 1871. 

noch viel mehr galt es natürlich für jene phase des deutschen Bundes 

seit den freiheitskriegen gegen das napoleonische frankreich, von der 

Bismarck entscheidend geprägt wurde und die – zumindest von der 

immer stärker anwachsenden deutschen nationalbewegung – ebenfalls 

als eine zeit der teilung empfunden wurde.

das von Bismarck ins leben gerufene reich war nicht das gleichsam 

zwangsläufige ziel der vorhergehenden preußisch-deutschen ge-

schichte, wie es die borussische geschichtslegende glauben machen 

wollte.3 es war ein hochgradig artifizielles produkt von drei Kriegen 

und einer kühnen diplomatie, deren ausgang keineswegs von vorn-

herein feststand. die neuere historiographie zeichnet deswegen gerade 

für die anfangsjahre ein sehr viel heterogeneres Bild vom Kaiserreich 

als die überkommene nationalgeschichtsschreibung.4 eine homogene 

3 | Vgl. etwa Robert Southard: Droysen and the Prussian School of History. 
Lexington 1995; Stefan Berger: The Search for Normality. National Identity 
and Historical Consciousness in Germany since 1800. Providence u. a. 1997.

4 | Vgl. Abigail Green: Fatherlands. State-Building and Nationhood in Nine-
teenth Century Germany. Cambridge 2001; Alon Confino: The Nation as a 
Local Metaphor: Württemberg, Imperial Germany, and National Memory, 
1871–1918. Chapel Hill 1997; Celia Applegate: A Nation of Provincials. 
Berkeley u. a. 1990; Winfried Becker: Das Bismarckreich - ein Obrigkeits-
staat? Die Entwicklung des Parlamentarismus und der Parteien 1871–1890 
(Friedrichsruher Beiträge 9). Friedrichsruh 2000.
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nationalgesellschaft konnte es schon wegen der polnischen, dänischen 

und französischen Minderheiten nicht geben, aber auch das selbstge-

fühl und die wahrnehmungsmuster der deutschen Mehrheit waren 

keineswegs von Beginn an ausschließlich auf die nation ausgerichtet. 

regionale und lokale Verbundenheiten spielten weiter eine große rolle; 

auch durch die tendenzielle nationalisierung der Kommunikationssys-

teme von post und eisenbahn wurde der „faktor region” nicht zum 

Verschwinden gebracht.5 die rechtseinheit auf reichsebene war das 

mittel- und langfristige ergebnis, nicht die Voraussetzung der natio-

nalstaatsgründung: vom 1872 in Kraft getretenen reichsstrafgesetz-

buch bis zum Bürgerlichen gesetzbuch, das seit dem 1. Januar 1900 

galt. eine nationale Kommunikationsgemeinschaft von zeitungslesern 

bildete sich ebenfalls erst mit der entstehung der Massenpresse seit 

den 1880er und 1890er Jahren heraus.6 Beim Militär blieben die ein-

zelstaatlichen traditionen noch stärker ausgeprägt: Bei Beginn des 

ersten weltkriegs gab es immer noch kein reichsheer, sondern wei-

terhin preußische, sächsische, bayerische und württembergische ar-

meen.7

in den 1870er Jahren und darüber hinaus fürchteten viele zeitgenos-

sen, das Kunstgebilde des deutschen reiches könnte unversehens wie-

der in sich zusammenfallen, weil es womöglich keine zeit erhalten 

würde, wurzeln zu schlagen und die notwendigen politischen und kul-

turellen Kohäsionskräfte zu entwickeln, die es gegen die tendenzen der 

inneren zersetzung schützen würden.8 Bismarck selbst hat das so ge-

sehen. er wurde nicht nur von einem ‚alptraum der Koalitionen‘ geplagt, 

sondern auch von einem ‚alptraum der revolutionen’: der sorge vor 

der „inneren auflösung und zerstörung des eben geschaffenen”.9  noch 

1895, drei Jahre vor seinem tod, ein Vierteljahrhundert nach der 

5 | Siegfried Weichlein: Nation und Region. Integrationsprozesse im Bis-
marckreich (Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politi-
schen Parteien 137). Düsseldorf 2004, S. 184.

6 | Martin Kohlrausch: Der Monarch im Skandal. Die Logik der Massenmedien 
und die Transformation der wilhelminischen Monarchie (Elitenwandel in 
der Moderne 7). Berlin 2005, S. 51.

7 | Friedrich-Christian Stahl: Preußische Armee und Reichsheer 1871–1914, 
in: Oswald Hauser (Hg.): Zur Problematik „Preußen und das Reich”. Köln 
1984, S. 181–245.

8 | Christopher Clark: Preußen. Aufstieg und Niedergang. 1600–1947. Nach-
druck München 2008, S. 650. 

9 | Rainer F. Schmidt: Otto von Bismarck (1815–1898). Realpolitik und Revo-
lution. Eine Biographie. Stuttgart 2004, insbes. S. 191–269.
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reichsgründung, warnte Bismarck Vertreter studentischer Korporati-

onen, die ihn in friedrichsruh besuchten, vor innerer Uneinigkeit, die 

er tief und fast unausrottbar in der deutschen geschichte verwurzelt 

sah. „die heutigen fractionsspaltungen”, so der altkanzler, seien ja 

„doch nur die nachwehn der alten deutschen Kämpfe in den städten 

zwischen den geschlechtern und den zünften, in den Bauernkriegen 

zwischen den Besitzenden und den nichtbesitzenden, in den religions-

kriegen, im dreißigjährigen Kriege. alle diese tiefgehenden, ich möchte 

sagen geologischen spaltungen im deutschen Boden lassen sich nicht 

vertilgen mit einem schlage.”10

die drei Kanzler der einheit verbindet das latente – und manchmal 

auch gar nicht so latente – gefühl bedrohlicher innerer Uneinigkeit. 

die sprachlichen wendungen, mit denen dieses gefühl beschrieben 

wurde, waren jedoch jeweils unterschiedlich. Kohl sprach 1990 vom 

„geist der inneren aussöhnung”, der notwendig sei.11 der Begriff der 

‚inneren einheit’ stammt ebenso wie die rede von der ‚Mauer in den 

Köpfen’ oder der ‚fortsetzung der geistigen spaltung’ aus dem Umfeld 

der deutschen wiedervereinigung von 1989/90.12 weder Bismarck noch 

adenauer haben ihn benutzt. Bei Bismarck war stattdessen von der 

„reichseinigung” die rede, die bedroht war durch den „partikularis-

mus” oder die „particularinteressen” – sei es der einzelnen deutschen 

staaten oder der sich herausbildenden parteien, der verschiedenen 

Konfessionen, nationalitäten und regionalen landsmannschaften.13 

adenauer ging es nach der Katastrophe der ns-herrschaft und der 

niederlage im zweiten weltkrieg darum, „ein vernünftiges staatsrecht-

liches gefüge”, wie er es nannte, überhaupt erst wieder herzustellen 

und, angesichts der sowjetischen herrschaft in ostdeutschland, um 

das proklamierte recht der Bundesrepublik auf den alleinvertretungs-

anspruch für alle deutschen.14

10 | Rede Otto von Bismarcks „An die Studenten der deutschen Universitäten 
und Technischen Hochschulen”, 1. April 1895, zitiert nach Horst Kohl 
(Hg.): Die Politischen Reden des Fürsten Bismarck. Bd. 13 (1890–1897). 
Stuttgart u. a. Berlin 1905, S. 312–317, hier S. 317.

11 | Helmut Kohl: Ich wollte Deutschlands Einheit. Dargestellt von Kai Dieck-
mann und Ralf Georg Reuth. München 2000, S. 240. 

12 | Werner Weidenfeld und Karl-Rudolf Korte (Hg.): Handbuch zur deutschen 
Einheit. Aktualisierte Neuausgabe, Bonn 1996.

13 | Otto von Bismarck. Gesammelte Werke – Neue Friedrichsruher Ausgabe, 
Abteilung IV: Gedanken und Erinnerungen. Bearb. von Michael Epkenhans 
und Eberhard Kolb. Paderborn u. a. 2012, S. 314.

14 | Konrad Adenauer: Erinnerungen 1945–1953. Stuttgart 1965, S. 40.
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die unterschiedlichen redewendungen verweisen auf die unterschied-

lichen ziele Bismarcks, adenauers und Kohls, auf ihre ganz unter-

schiedlichen biographischen erfahrungen, auf die verschiedenartigen 

zeitgenössischen denkmuster und auf die verschieden gearteten rah-

menbedingungen, unter denen deutschlands einheit im innern er-

reicht, bewahrt oder auch wiederhergestellt werden sollte. Bismarck 

schuf erstmals einen deutschen nationalstaat in der Mitte europas, 

der sich ‚reich‘ nannte, auf preußischer Vorherrschaft gegründet war 

und in seiner „doppelgesichtigkeit” (Michael stürmer) zwischen den 

nationalen, liberalen, demokratischen Kräften des allgemeinen reichs-

tagswahlrechts auf der einen seite und den in preußen verwurzelten 

konservativen gegenkräften auf der anderen seite oszillierte. adenauer 

stand materiell, institutionell und ideologisch vor den trümmern des 

ns-staates und musste aus ihnen die tragfähige konzeptionelle legie-

rung eines funktionierenden und als legitim erachteten politischen 

systems erst schmieden, jedenfalls in dem teil deutschlands, in dem 

das nach 1945 möglich war.15 Kohl sah sich nach vierzig Jahren der 

staatlichen teilung und gesellschaftlichen auseinanderentwicklung un-

erwartet mit der aufgabe konfrontiert, west- und ostdeutsche auf eine 

weise zusammenzubringen, die nicht verspielte, was man in der Bun-

desrepublik politisch, wirtschaftlich und sozial erreicht hatte, die zu-

gleich aber auch die hoffnungen und erwartungen der neuen Bundes-

bürger nicht enttäuschte – und zwar zu einem zeitpunkt, an dem sich 

zumindest in westdeutschland viele von der Vorstellung eines natio-

nalstaates bereits ab- und einer angeblich postnationalen europäischen 

zukunft zugewandt hatten.16

die diskrepanz der ausgangsbedingungen 1871, 1949 und 1990 wird 

besonders deutlich, wenn man die Verwendung desjenigen Begriffes 

genauer betrachtet, der sozusagen programmatisch den anspruch auf 

innere einheit ausdrückt: den Begriff der nation. in den 78 artikeln 

der reichsverfassung von 1871 kommt er nicht ein einziges Mal vor 

– und das aus gutem grund. er hätte nämlich unvermeidlich die frage 

nach den Menschen- und Bürgerrechten aufgeworfen, die seit der 

15 | Arnulf Baring: Was bleibt von Adenauer, in: Peter R. Weilemann/Hanns 
Jürgen Küsters/Günter Buchstab (Hg.): Macht und Zeitkritik. Festschrift 
für Hans-Peter Schwarz zum 65. Geburtstag. Paderborn 1999, S. 169–
185, hier S. 174.

16 | Andreas Wirsching: Abschied vom Provisorium, 1982–1990. München 
2006, S. 474.
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amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776 und der franzö-

sischen revolution von 1789 unauflöslich mit dem nationsbegriff ver-

bunden waren und auf die sich auch die frankfurter paulskirche 1848 

in ihrer feierlichen erklärung der grundrechte „zur inneren Begrün-

dung” des deutschen nationalstaates berufen hatte.17

das 1949 verabschiedete grundgesetz bezog sich, anders als die 

reichsverfassung, gleich im ersten satz seiner präambel auf die „na-

tionale und staatliche einheit”, die einerseits als demokratische Ver-

pflichtung und andererseits als nationalpolitische zukunftsaufgabe zu 

verstehen war – mit dem effekt, dass der nationsbegriff wieder aus 

der Verfassung verschwand, nachdem das deutsche Volk 1990 seine 

einheit in freiheit erlangt hatte.

trotz der gravierenden Unterschiede, die ich hier nur angedeutet habe, 

kann man aber wenigstens drei grundsätzliche aufgaben der inneren 

einigung herausarbeiten, vor denen sowohl Bismarck als auch ade-

nauer und Kohl standen – und die ich im folgenden kurz umreißen 

möchte:

erstens bestand die notwendigkeit, für das neue beziehungsweise ver-

größerte staatswesen einen passenden politisch-institutionellen rah-

men zu schaffen.

zweitens musste eine funktionierende und von der Bevölkerung ak-

zeptierte wirtschaftliche ordnung etabliert werden.

drittens waren die Vertreter des jeweils vorangegangenen ancien ré-
gime in die neue politische, gesellschaftliche und ökonomische ordnung 

zu integrieren.

der politisch-institutionelle rahmen

Bei der Betrachtung des politisch-institutionellen rahmens springen 

zunächst die Verbindungslinien zwischen adenauer und Kohl ins auge: 

die etablierung eines parlamentarismus westlicher prägung zunächst 

im westteil des landes, seit 1990 auch im osten; die durchsetzung 

17 | Michael Stürmer: Eine politische Kultur – oder zwei? Betrachtungen zur 
Regierungsweise des Kaiserreichs, in: Hauser (Hg.): Problematik, S. 
35–47, hier S. 38.
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einer parteiendemokratie, die sich unter adenauers maßgeblicher Mit-

wirkung seit 1949 in der Bundesrepublik herausgebildet hatte und die 

1990 auf die untergehende ddr übertragen wurde. interessanter sind 

aber die parallelen zwischen Bismarck und Kohl, die nicht inhaltlicher, 

sondern funktioneller natur sind. sowohl 1866/67 und 1870/71 als 

auch 1989/90 entschieden sich mit Bismarck und Kohl die ausschlag-

gebenden Männer an der spitze der exekutive aus einer Mischung von 

Machtkalkül und pragmatischer einsicht in das realisierbare gegen 

einen radikalen institutionellen Bruch und für die Bewahrung dessen, 

was sich aus ihrer sicht bewährt hatte: für Bismarck waren dies der 

monarchische staat preußens und seine Verwaltung, für Kohl die ord-

nung des grundgesetzes und die bundesrepublikanische administra-

tion.

in seinen putbuser diktaten bemerkte Bismarck ende dezember 1866 

als Vorgabe für den Verfassungsentwurf des norddeutschen Bundes, 

der im preußischen staatsministerium ausgearbeitet werden sollte: 

„Je mehr man an die früheren formen anknüpft, um so leichter wird 

sich die sache machen, während das Bestreben, eine vollendete Mi-

nerva aus dem Kopfe des präsidiums [des norddeutschen Bundes] 

entspringen zu lassen, die sache in den sand der professorenstreitig-

keiten führen würde.”18 dies hieß: keine Verfassungsdiskussion und 

möglichst weitgehende konstitutionelle und institutionelle Kontinuität. 

Ähnliche überlegungen veranlassten helmut Kohl knapp 125 Jahre 

später dazu, für einen Beitritt der neuen Bundesländer nach artikel 23 

des grundgesetzes einzutreten. er wollte eine Verfassungsdiskussion 

vermeiden, wie sie eine wiedervereinigung über artikel 146 des grund-

gesetzes mit sich gebracht hätte, für die teile der sozialdemokratie, 

der grünen und viele intellektuelle plädiert hatten.

ein wesentlicher Unterschied zwischen Bismarck und Kohl bestand in 

ihrer haltung zu den politischen parteien und deren platz in der Ver-

fassungsordnung. während Kohl durch und durch parteimann war, der 

in seiner und für seine partei lebte, gehörten parteien für Bismarck zu 

jenen „particularinteressen”, die dem von der regierung zu vertreten-

den allgemeinwohl im wege standen. als preußischer Ministerpräsident 

wie als reichskanzler begriff er sich, ähnlich seinem Monarchen, als 

18 | Zitiert nach Lothar Gall: Bismarck. Der weiße Revolutionär. Frankfurt/Main 
u. a. 1980, S. 385f.
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über den parteien stehend. „die hauptsache ist mir: keine diäten”, hielt 

er in seinen putbuser diktaten fest. die legislative des neuen staates 

sollte nicht von Berufs- und parteipolitikern bestimmt werden, von „ge-

werbsmäßigen parlamentariern”, wie er sagte. diäten waren aus Bis-

marcks sicht „die Besoldung des gebildeten proletariats zum zwecke 

des gewerbsmäßigen Betriebes der demagogie.”19

Bismarck wusste natürlich, dass er unter den von ihm selbst geschaf-

fenen Bedingungen Mehrheiten im reichstag benötigte, die ohne die 

parteien nicht zu bekommen waren. aber er hatte ein rein instrumen-

telles Verhältnis zu ihnen. regierungskunst bestand aus seiner sicht 

darin, die differenzen zwischen den parteien auszunutzen, sie gegen-

einander auszuspielen, unerwartete Bündnisse auf zeit zu schmieden: 

mit den liberalen gegen die Konservativen (wie über weite strecken 

der 1870er Jahre) und dann wieder andersherum (wie zunehmend seit 

1878). Unverrückbare grundsätze störten dabei nur: „prinzipien haben, 

heißt mit einer stange im Mund waldlauf zu machen”, spottete er.20

Bismarcks schwer zu überbietender realismus, den man auch zynismus 

oder opportunismus nennen kann, sicherte ihm über fast zwei Jahr-

zehnte seine dominierende stellung in der politik des Kaiserreiches. er 

sorgte aber auch dafür, dass der von ihm geschaffenen politischen 

ordnung etwas provisorisches anhaftete, weil sie immer gleichsam un-

ter dem Vorbehalt eines möglichen staatsstreiches blieb. dem Bis-

marckreich fehlte, wie lothar gall formuliert hat, „jener grundkonsens 

des gemeinsam, und sei es auch in schärfster politischer auseinander-

setzung erstrittenen, der charakter einer wirklich vollzogenen inneren 

einigung.”21 

19 | Zitiert ebd., S. 388f. Vgl. Ders. (Hg.): Otto von Bismarck und die Parteien 
(Otto-von-Bismarck-Stiftung, wissenschaftliche Reihe 3). Paderborn u. a. 
2001, passim; vgl. dazu auch Bismarcks Äußerungen über Politiker in: 
Hans-Joachim Schoeps: Bismarck über Zeitgenossen – Zeitgenossen über 
Bismarck. Frankfurt/Main 1972, S. 141–234.

20 | Zitiert nach Clark: Preußen, S. 595.
21 | Gall: Bismarck, S. 445. Zum Gesamtkomplex der inneren Reichsgründung 

vgl. Hans-Ulrich Wehler: Deutsche Gesellschaftsgeschichte. Bd. 3: Von 
der „Deutschen Doppelrevolution” bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges 
1849–1914. München 1995, insbes. S. 889–964; Otto Pflanze: Samm-
lungspolitik 1875–1886. Kritische Bemerkungen zu einem Modell, in: 
Ders. (Hg.): Innenpolitische Probleme des Bismarck-Reiches. München u. a. 
1983, S. 155–193.
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dass diese innere einigung sozusagen im überübernächsten anlauf nach 

dem Untergang des Kaiserreiches, dem scheitern der weimarer repu-

blik und der Katastrophe des nationalsozialismus nach 1945 zustande 

kam, war nicht zuletzt das Verdienst der von Bismarck so geschmähten 

parteien. diese hatten in der ersten deutschen republik nicht zuletzt 

aufgrund mangelnder erfahrung im Umgang mit politischer Macht noch 

weitgehend versagt – insofern entpuppte sich Bismarcks parteienskep-

sis als eine art self fulfilling prophecy. dass sie es nach 1945 besser 

machten, war insbesondere der von adenauer geprägten, in der regie-

rungsverantwortung stehenden cdU zu verdanken, aber auch Kurt 

schumachers spd, die gleichsam die parlamentarische opposition er-

fand, die es derart in deutschland zuvor nicht gegeben hatte, und aus 

dieser position heraus den jungen staat ebenfalls prägte.22

Vor diesem hintergrund ist adenauers bekanntes diktum zu verstehen, 

Bismarck sei ein großer außenpolitiker, aber ein sehr schlechter innen-

politiker gewesen. es bezog sich nicht zuletzt darauf, dass der reichs-

kanzler durch die stigmatisierung des politischen Katholizismus und der 

sozialdemokratie die ausprägung großer, staatstragender Volksparteien 

um ein dreivierteljahrhundert verzögert habe. ohne Kulturkampf und 

sozialistengesetze hätte sich das deutsche parteiwesen nach adenauers 

Vorstellung ganz anders entwickelt. anstelle der verschiedenen struk-

turell nicht mehrheitsfähigen Milieuparteien wäre aus den beiden haupt-

strömungen des liberalismus und des Konservatismus – wie in groß-

britannien – ein zwei-parteien-system entstanden: mit einer liberalen 

Mehrheit im westen und einem konservativen schwerpunkt im osten 

jenseits der elbe.23

helmut Kohls große leistung für die innere entwicklung des wiederver-

einigten deutschland bestand darin, die parlamentarische demokratie 

westlicher prägung, die mit den dazu gehörenden institutionen seit 1949 

in der Bundesrepublik wurzeln geschlagen hatte, nach 1990 auch im 

deutschen osten etabliert zu haben, nicht zuletzt indem er die partei-

endemokratie auf die untergehende ddr ausdehnte. Kohl hat das nicht 

im alleingang bewirkt, aber daran doch einen stärkeren individuellen 

anteil gehabt als jeder andere politiker.

22 | Vgl. Dominik Geppert: Die Ära Adenauer. 3. Aufl. Darmstadt 2012, S. 28.
23 | Vgl. hierzu auch: Corinna Franz: „Ein großer Außenpolitiker, aber ein sehr 

schlechter Innenpolitiker”. Otto von Bismarck im Urteil Konrad Adenauers, 
in: Ulrich Lappenküper (Hg.): Otto von Bismarck im Urteil deutscher Bun-
deskanzler. Friedrichsruh 2009, S. 9–30, hier S. 19.
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ausschlaggebend war seine entscheidung vom Januar 1990, mit Blick 

auf den anstehenden Volkskammer-wahlkampf ein Bündnis mit der 

alten Blockpartei ost-cdU einzugehen und sich nicht auf die zusam-

menarbeit mit den neuen Kräften des demokratischen aufbruchs und 

der deutschen sozialen Union zu beschränken. die ‚allianz für deutsch-

land’ zog mit mit Kohl als „wahllokomotive” und „Kanzler der einheit”, 

auf den der gesamte wahlkampf zugeschnitten wurde, in die anste-

henden Märzwahlen.24 Ähnlich wie 1949 erzielte die Union einen über-

raschenden wahlsieg – mit dem Unterschied, dass die ‚allianz für 

deutschland’ im frühjahr 1990 jene große Koalition einging, gegen 

die sich adenauer 1949 entschieden hatte, und dass Kohl als Verkör-

perung politischen wandels und marktwirtschaftlicher Verheißung so-

zusagen adenauer und erhard in seiner person vereinigte.

die wirtschaftsordnung

Vergleicht man die wirtschaftspolitischen grundsatzentscheidungen, mit 

denen die politischen gründungsakte 1866/1871, 1949 und 1990 flan-

kiert wurden, so fällt zunächst einmal auf, wie sehr sich alle drei Kanz-

ler der einheit, die ja nicht gerade für ihre marktwirtschaftliche über-

zeugungstreue bekannt sind, als Verfechter wirtschaftsliberaler lösungen 

erwiesen. Bismarck stützte sich in dem Jahrzehnt zwischen 1867 und 

1876 auf die fachkenntnis und das administrative geschick von rudolf 

delbrück, der zunächst als präsident des Bundeskanzleramtes und seit 

1871 dann des reichskanzleramtes die wirtschafts- und handelspolitik 

bestimmte. Unter ihm wurden der preußische staat und später das 

deutsche reich zu einer triebkraft des wirtschaftlichen liberalismus. 

das galt ebenso für die gesetzliche festschreibung des prinzips der frei-

zügigkeit im gesamten gebiet zunächst des norddeutschen Bundes 

(1867) und später des deutschen reiches wie für die Vereinheitlichung 

des Maß- und gewichtssystems (1868), für die Verabschiedung des 

deutschen handelsgesetzbuches und die einrichtung eines obersten 

handelsgerichts in leipzig (1869), für die einführung einer neuen ge-

werbeordnung, die auf dem prinzip der gewerbefreiheit aufbaute (eben-

falls 1869), für die schaffung einer einheitlichen währung, der Mark 

(1871), und einer zentralen notenbank, der reichsbank (1875).25

24 | Vgl. Andreas Rödder: Deutschland einig Vaterland. Die Geschichte der 
Wiedervereinigung. München 2009, S. 218.

25 | Vgl. etwa Thomas Nipperdey: Deutsche Geschichte 1866–1918. Bd. 2: 
Machtstaat vor der Demokratie. München 1992, S. 359–364.
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was Bismarck in seiner deftigen sprache als „Verordnungsdurchfall” 

bezeichnete, sorgte dabei innerhalb von wenigen Jahren nicht nur für 

die „nachträgliche eroberung norddeutschlands durch die preußische 

wirtschaft”, sondern auch dafür, dass jetzt „die idee der selbstregulie-

rung der wirtschafts- und damit der sozialordnung endgültig zum prin-

zip erhoben wurde, der staat also diesen Bereich weitgehend freigab”. 

dadurch sahen sich die gebiete außerhalb preußens einer ökonomi-

schen rosskur ausgesetzt und mit einem stoß ins kalte wasser einer 

kaum noch gebändigten Marktwirtschaft befördert, in der „jene rasch 

dominierten, die daran seit langem gewohnt waren”26.

auch adenauer war ende der 1940er, anfang der 1950er Jahre nicht 

der wirtschaftspolitische Mann der Mitte und Verfechter eines auf aus-

gleich zwischen Kapital und arbeit bedachten rheinischen Kapitalismus, 

als der er im rückblick häufig dargestellt wird. in den Monaten nach 

der währungsreform vom Juni 1948 hat er den von den amerikanern 

protegierten neoliberalen ordnungspolitiker ludwig erhard samt dessen 

marktwirtschaftlichem radikalprogramm in der Union durchgesetzt.27 

die ‚allianz adenauer-erhard‘ war dabei zunächst deutlich mehr als ein 

taktisch motiviertes Bündnis. wirtschaftspolitisch war adenauer damals 

in den worten seines Biographen hans-peter schwarz „so etwas wie 

der rechtsaußen” seiner partei, der gegen die sozialistische wirtschafts-

politik seines Konkurrenten schumacher polemisierte, dem christlichen 

sozialismus seiner eigenen parteifreunde einen riegel vorschieben 

wollte und sich mit dem plan durchsetzte, den wahlkampf 1949 unter 

die alternative Marktwirtschaft oder planwirtschaft zu stellen.28

diese wahlmöglichkeit stellte sich 1990 nicht mehr. die systemfrage 

war durch die friedliche revolution in der ddr – und mehr noch: durch 

die massenhafte abwanderung aus ostdeutschland – zugunsten der 

Marktwirtschaft entschieden. „wenn wir verhindern wollten, daß die 

leipziger zur d-Mark kommen”, formulierte Kohl im rückblick, „dann 

mußte die d-Mark zu den leipzigern kommen.”29 die herausforderung 

bestand darin, einen möglichst geordneten übergang zu organisieren, 

26 | Gall: Bismarck, S. 394f.
27 | Vgl. Hans-Peter Schwarz: Adenauer. Bd. 1: Der Aufstieg 1876–1952. 

Stuttgart 1986, S. 602–604.
28 | Hans-Peter Schwarz: Anmerkungen zu Adenauer. München 2004, S. 

53–55.
29 | Kohl: Deutschlands Einheit, S. 232.
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der den Menschen in der ddr eine perspektive bot, den haushalt der 

Bundesregierung nicht über gebühr belastete und langfristig die schaf-

fung gleichwertiger lebensverhältnisse in ost und west in aussicht 

stellte.

wie Bismarck und adenauer entschied sich Kohl in dieser situation für 

das Konzept einer ökonomischen schocktherapie. was für Bismarck 

die wirtschaftsreformen der „Ära delbrück” nach 1867 waren und für 

adenauer die einführung der sozialen Marktwirtschaft – beginnend mit 

der freigabe der preise durch erhard im sommer 1948, das war für 

Kohl der sofortige Umbau der ostdeutschen Volkswirtschaft mit hilfe 

einer auf einen schlag herbeigeführten wirtschafts- und währungs-

union schon im sommer 1990. er optierte damit gegen einen von spd 

und grünen geforderten mehrjährigen prozess, in dem die ddr-wirt-

schaft behutsam auf die Konkurrenz am weltmarkt hätte vorbereitet 

werden sollen.30 Ähnlich wie für Bismarck und adenauer waren auch 

für Kohl letztlich politische gründe für seine entscheidung ausschlag-

gebend. er sei sich bewusst gewesen, so Kohl später, dass eine schnelle 

einführung der d-Mark in der ddr technisch machbar, aber mit öko-

nomischen risiken verbunden sei. dennoch sei sie „politisch zwingend 

geboten” gewesen, weil es „um mehr ging als nur um eine kaufkräftige 

währung, nämlich um gesellschaftliche und politische reformen, um 

freiheit und Menschenrechte”.31

dabei waren weder Bismarck noch adenauer oder Kohl marktwirt-

schaftliche überzeugungstäter oder anhänger eines ökonomischen 

laisser-faire. ihnen ging es weniger ums prinzip als um den praktischen 

nutzen. für Bismarck hatte in den 1860er Jahren bei der herstellung 

der wirtschaftlichen einheit norddeutschlands nicht zuletzt das ziel 

vor augen gestanden, das protektionistische Österreich auszugrenzen 

und auf diese weise die kleindeutsche lösung der nationalen frage 

voranzutreiben.32 adenauer war als Bundeskanzler bei der konkreten 

ausgestaltung der sozialen Marktwirtschaft, für die er 1949 mit lud-

wig erhard in den wahlkampf gezogen war, stets auf sozialen ausgleich 

30 | Vgl. Robert Grünbaum: Deutsche Einheit. Opladen 2000, S. 94f.
31 | Kohl: Deutschlands Einheit, S. 232.
32 | Vgl. Theodor Schieder: Vom Deutschen Bund zum Deutschen Reich (Geb-

hardt Handbuch der deutschen Geschichte 15). München 1990, S. 159; 
vgl. ausführlicher: Helmut Böhme: Deutschlands Weg zur Großmacht. Stu-
dien zum Verhältnis von Wirtschaft und Staat während der Reichsgrün-
dungszeit. Köln u. a. S. 91–165. 
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bedacht, wie sich schon bei der Mitbestimmung 1951 und beim las-

tenausgleich 1952 zeigte. erhard hingegen tendierte als wirtschafts-

minister dazu, die Marktwirtschaft groß und das soziale eher klein zu 

schreiben.33

helmut Kohl schließlich bewegte sich in den 1980er Jahren bei der 

deregulierung der Märkte und der privatisierung von staatsbetrieben 

keinesfalls an der spitze der westlichen industriestaaten, sondern im 

Vergleich etwa zu den Vereinigten staaten unter ronald reagan oder 

großbritannien unter Margaret thatcher eher als nachzügler. das lag 

nicht nur an den engen institutionellen rahmenbedingungen, innerhalb 

derer die politik in der bundesdeutschen Konsensdemokratie zu ope-

rieren hatte, sondern auch an den politischen präferenzen der Union 

als sozialstaatspartei.34 er sei kein anhänger der Marktwirtschaft, er-

klärte Kohl ende der 1980er Jahre vor der Bundestagsfraktion seiner 

partei, „sondern der sozialen Marktwirtschaft!” er glaube nicht an die 

Vorstellung des „Manchester-liberalismus”, dass der reichtum einer 

gruppe „automatisch übergreift und immer weiter übergreift und da-

durch die schwachen hochzieht”.35 damit erwies er sich eher als enkel 

adenauers denn als nachfolger erhards, der genau in diesem punkt 

stets das eigentlich „soziale” der Marktwirtschaft gesehen hatte. „ich 

meine, dass der Markt an sich sozial ist”, pflegte er zu erklären, „nicht, 

dass er sozial gemacht werden muss.”36

zugleich sollte man sich davor hüten, die marktwirtschaftlichen Ver-

änderungen der 1860er und 1870er wie der 1950er und 1990er Jahre 

im rückblick zu reformerischen selbstläufern zu verklären. in allen 

drei fällen gab es erhebliche akzeptanzschwierigkeiten in der Bevöl-

kerung zu überwinden – nicht nur für die cdU bei den landtags- und 

Bundestagswahlen in den neuen Bundesländern während der 1990er 

Jahre. Bismarcks liberale wirtschaftspolitik fiel in den süddeutschen 

ländern ebenfalls keineswegs sogleich auf fruchtbaren Boden. im 

frühjahr 1868 erlebte der preußische Ministerpräsident bei den wah-

33 | Zur zunehmend bitteren Auseinandersetzung der beiden siehe Daniel 
Koerfer: Kampf ums Kanzleramt. Erhard und Adenauer. Stuttgart 1988.

34 | Dominik Geppert: Beharrung im Wandel. Unionsdominierte Bundesregie-
rungen, in: Hans-Peter Schwarz (Hg.): Die Bundesrepublik Deutschland. 
Eine Bilanz nach 60 Jahren. Köln u. a. 2008, S. 57–76, hier S. 68.

35 | Zitiert nach Wirsching: Abschied, S. 338.
36 | Zitiert nach Alfred C. Mierzejewski: Ludwig Erhard. Der Wegbereiter der 

Sozialen Marktwirtschaft. München 2005, S. 59.
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len zum sogenannten zollparlament eine „böse überraschung”.37 Und 

auch am Beginn der Ära adenauer blieb nach dem knappen wahlsieg 

der bürgerlichen parteien im august 1949 der wirtschaftspolitische 

Kurs anfangs umstritten – zumal bereits wenige wochen nach der wahl 

die ökonomische aufbruchstimmung nachließ, die produktionsziffern 

zunächst wieder rückläufig waren und die arbeitslosigkeit in den west-

zonen zwischenzeitlich von knapp 450.000 im Juni 1948 auf rund zwei 

Millionen im Januar 1950 anstieg.38

die integration der alten eliten

wenn man heute mit Blick auf die wiedervereinigung die frage disku-

tiert, wie nach 1990 die alten eliten in den gesamtdeutschen staat 

integriert wurden, dann richtet sich die aufmerksamkeit automatisch 

auf den Umgang mit dem geistigen wie personellen erbe der diktatur 

und den Vergleich der zweiten Vergangenheitsbewältigung mit der 

ersten nach 1945. das ist eine richtige und wichtige diskussion. hier 

soll aber zunächst eine Vergleichsdimension aufgezeigt werden, die 

seltener ins auge gefasst wird, die aber ebenfalls erhellend sein kann: 

nämlich zwischen der situation nach 1871 und nach 1990.

wenn man diese perspektive einnimmt, geraten nicht die alten ost-

deutschen eliten in den Blick, sondern die westdeutschen, die nach 

1990 die geschicke der neuen Bundesrepublik ähnlich stark bestimm-

ten wie die alten preußischen eliten das schicksal des deutschen rei-

ches nach 1870/71. so stellten die preußischen Verwaltungsjuristen 

in den Ministerien am tiergarten den größten staatlichen Verwaltungs-

apparat und die preußische Bürokratie blieb auch bis zum ausbruch 

des ersten weltkriegs größer als die reichsadministration. die preu-

ßischen Ministerien lieferten, jedenfalls während der Bismarckära, die 

entscheidende expertise für gesetzesinitiativen auch auf reichsebene. 

rein fachlich gesehen ist das deutsche reich mit der dominanz der 

preußischen Verwaltung ähnlich gut gefahren wie die neuen Bundes-

länder mit dem import administrativen fachwissens aus der alten 

Bundesrepublik, denn der apparat war gut geschult, arbeitete kundig 

und effizient.39

37 | Gall: Bismarck, S. 396.
38 | Vgl. Geppert: Ära Adenauer, S. 62.
39 | Stürmer: Politische Kultur, S. 39f.
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Beim Militär verfuhr man in der Bismarckära allerdings anders als bei 

der wiedervereinigung. nach dem ende der ddr wurde die nationale 

Volksarmee aufgelöst. zum 2. oktober 1990 wurden alle generale und 

admirale sowie alle politoffiziere entlassen beziehungsweise in den 

vorzeitigen ruhestand versetzt. diese regelung traf außerdem alle 

soldaten über 55 Jahre und alle weiblichen armeeangehörigen mit 

ausnahme der offiziere des sanitätsdienstes. insgesamt übernahm 

die Bundeswehr schließlich von 50.000 Berufs- und zeitsoldaten der 

nVa rund ein fünftel.40 1864 und 1866 wurden zwar nach der einver-

leibung von schleswig-holstein, hannover, Kurhessen, nassau und 

frankfurt in das preußische staatsgebiet auch die offiziere, Unterof-

fiziere und Mannschaften von deren armeen ins preußische heer ein-

gegliedert. Ähnliches geschah nach der gründung des norddeutschen 

Bundes mit den truppen der beiden Mecklenburgs, der thüringischen 

staaten, oldenburgs, lippes, schaumburg-lippes, waldecks, der han-

sestädte und des großherzogtums hessen. doch die königlich sächsi-

sche armee blieb ebenso selbstständig wie nach 1871 die württember-

gischen und bayerischen Verbände.41 

entscheidend war aus Bismarcks sicht, dass kein reichskriegsminis-

terium eingerichtet wurde, dass die preußische armee direkt dem 

preußischen König unterstellt blieb, dass sie nicht in einem reichsheer 

aufging und dass sie gegenüber den Militäreinrichtungen der süddeut-

schen staaten ein deutliches übergewicht behielt. tatsächlich machte 

sie dann auch 1871 wie 1914 rund 75 prozent des reichsheeres aus. 

außerdem war gemäß artikel 61 der reichsverfassung in ganz deutsch-

land „die gesammte preußische Militairgesetzgebung einzuführen” und 

der preußische König war als deutscher Kaiser nach artikel 63 zugleich 

oberbefehlshaber der reichstruppen.42 dadurch entstand in der zivilen 

Verwaltung wie beim Militär eine institutionelle doppelstruktur in preu-

ßen und dem reich, für die es in der Bundesrepublik – zum glück – 

keine parallele gibt.

zwar verwuchsen preußische und deutsche institutionen durch ein 

system der personalunion zwischen preußenministerien und reichs-

40 | Vgl. Rödder: Deutschland, S. 346; Leonhard Nina: „Armee der Einheit”. 
Zur Integration von NVA-Soldaten in die Bundeswehr, in: Sven Bernhard 
Gareis/Paul Klein (Hg.): Militär und Sozialwissenschaft. 2. Aufl. Wiesbaden 
2006, S. 65.

41 | Stahl: Preußische Armee; Clark: Preußen, S. 637.
42 | Zitiert nach Clark: Preußen, S. 637.
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ämtern im Verlauf der zeit immer stärker miteinander. immer öfter 

dienten auch nichtpreußen als reichsbeamte oder gar als preußische 

Minister. 1914 besaß rund ein Viertel der offiziere in der preußischen 

armee nicht die preußische staatsangehörigkeit. auch wurde die spe-

zifische kulturelle identität preußens mehr und mehr von der indus-

triellen Massengesellschaft und dem denken in den Kategorien des 

nationalstaats überlagert. was blieb, war der Militär- und Beamten-

staat. preußen, so hat Michael stürmer formuliert, überlebte den na-

tionalstaat nur in seinen institutionen.43 hinzu kam die teilweise fusi-

onierung der regierungs- und repräsentationsorgane mit konservati-

ven agrarinteressen über das preußische dreiklassenwahlrecht. dieses 

dreiklassenwahlrecht begünstigte die Verfestigung einer machtvollen 

ländlichen lobby und erschwerte alle weit reichenden reformen des 

systems stark, wenn es sie nicht gar unmöglich machte. auch in die-

ser hinsicht lähmte sich das von Bismarck geschaffene system schließ-

lich selbst.44 Von anderer art waren die herausforderungen, die das 

erbe der beiden deutschen diktaturen des 20. Jahrhunderts mit sich 

brachte. hier ging es nicht um institutionen, sondern um Menschen 

und deren Mentalitäten. Um es zuzuspitzen: während sich preußen 

kulturell und mental nach 1871 allmählich auflöste und nur seine in-

stitutionen überlebten, war es beim ns-staat und der ddr umgekehrt. 

ihre institutionen waren 1945 beziehungsweise 1990 viel schneller 

verschwunden als die von ihnen geprägten Mentalitäten.

dennoch gibt es auch gravierende Unterschiede zwischen der inte-

gration der Mitläufer und Mittäter der ns-herrschaft auf der einen und 

des sed-regimes auf der anderen seite. Man könnte argumentieren, 

in gewisser hinsicht geschah sie gegenläufig: die kleinen und großen 

nazis mussten nach 1945 ihrer alten ideologie abschwören, eine „klare 

anpassungsleistung” erbringen, wie gerd Koenen formuliert hat, und 

durften politisch keine herausgehobene rolle mehr spielen.45 dafür 

wurden sie rechtlich in der regel rasch amnestiert und gesellschaftlich 

zügig rehabilitiert. dass es adenauer – nicht im alleingang, aber doch 

auch ihm ganz persönlich – auf diese weise gelang, Millionen von an-

hängern des früheren regimes in der neuen westdeutschen demokra-

tie zu verwurzeln, ist später auch von politischen gegnern wie willy 

43 | Stürmer: Politische Kultur, S. 41.
44 | Vgl. Clark: Preußen, S. 640f.
45 | Zitiert nach Schwarz: Anmerkungen, S. 159, vgl. ebd. die dazugehörige 

Anm. 23.
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Brandt als seine vielleicht größte innenpolitische leistung gewürdigt 

worden.46

nach 1990 funktionierte das Verfahren, wie gesagt, eher umgekehrt 

– ohne dass helmut Kohl an dieser entwicklung einen besonders gro-

ßen persönlichen anteil gehabt hätte. das politische Bekenntnis zum 

Kommunismus war jedenfalls zu keiner zeit auch nur annähernd so 

diskreditiert wie dasjenige zum nationalsozialismus. die staatspartei 

der ddr existiert unter verändertem namen bis heute. dafür wurde 

die ddr-Vergangenheit öffentlich viel rascher umfassend aufgearbei-

tet als das nach 1945 mit dem nationalsozialismus geschehen war, der 

lange zeit einem „vitalen Vergessen” anheimfiel, wie dolf sternberger 

es genannt hat. zugleich geschah der elitenaustausch sehr viel gründ-

licher als nach 1945, schon aus dem einfachen grund, dass mit den 

westdeutschen gleich gut – und häufig besser – ausgebildeter ersatz 

in einem ausmaß zur Verfügung stand, wie es nach dem ende der ns-

herrschaft nicht der fall gewesen war. etwa vierzig prozent der ost-

deutschen spitzenpositionen wurden in den ersten fünf Jahren der 

deutschen einheit mit westdeutschen besetzt – „nach der faustregel: 

je höher die position, desto höher der westanteil”.47 Bei den richtern 

etwa blieben nur knapp tausend von dreitausend aus der ddr-zeit im 

amt. nach 1945 waren gerade in diesem Bereich die personellen Kon-

tinuitäten viel größer.

resümee

nimmt man abschließend die drei hier untersuchten Bereiche – poli-

tisch-institutioneller rahmen, wirtschaftsordnung und elitenintegration 

– noch einmal zusammen in den Blick, so lassen sich eine reihe von 

gemeinsamkeiten zwischen den drei Kanzlern feststellen. zunächst 

einmal waren die drei Umbruchzeiten, mit denen wir es zu tun haben, 

stunden der exekutive. Unter diesen außergewöhnlichen Umständen 

verfügten die Männer an der spitze der regierung über größere hand-

lungsmöglichkeiten als in normalen zeiten. sie vermochten es, bis zu 

einem gewissen grad, ihren Ämtern und den sie umgebenden struk-

turen den stempel ihrer persönlichkeit aufzudrücken. sie konnten nicht 

nur außenpolitisch, sondern in bestimmtem Umfang auch im innern 

46 | Willy Brandt: Begegnungen und Einsichten. Die Jahre 1960–1975. Ham-
burg 1976, S. 60f.

47 | Rödder: Deutschland, S. 346.
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das tempo der entwicklungen bestimmen, richtungen vorgeben, ent-

scheidungen durchsetzen. sowohl Bismarck als auch adenauer und 

Kohl haben diese chance mit einer Mischung aus robustem Macht-

instinkt, geistiger Beweglichkeit, taktischer flexibilität und realpolitischer 

einsicht in das Machbare genutzt.

alle drei erwiesen sich dabei als Konservative, die sich nicht gegen 

jede Veränderung stemmten, sondern bereit waren, den tiger zu rei-

ten: Bismarck, indem er im dienste des Machtstaates und der eigenen 

Machtsicherung den preußischen staat mit der industriegesellschaft 

und dem nationalen gedanken verband; adenauer, der den deutschen 

nach dem scheitern des diktatorischen führerstaates bewies, dass 

parlamentarische demokratie und politische führung keine gegensätze 

sind und sowohl stabilität als auch prosperität hervorbringen können; 

und Kohl, der den vereinigten deutschen nationalstaat in der Mitte 

europas nicht nur den nachbarn akzeptabel gemacht, sondern ihn auch 

im inneren auf ein solides fundament gestellt hat. alle drei waren in 

der lage, so hat Michael stürmer einmal formuliert, „die äußeren und 

inneren gestaltungsfragen zusammenzudenken und zu verfugen”.48

trotzdem endet jede politische Karriere im scheitern. das gilt auch für 

Bismarck, adenauer und Kohl, die alle drei nicht freiwillig gingen. der 

eine wurde von einem neuen, jungen Monarchen in die wüste ge-

schickt, der zweite von seiner fraktion zum rücktritt gedrängt, der 

dritte vom wähler aufs altenteil geschoben. alle drei brachten keinen 

friedlich-einvernehmlichen rückzug aus der politik zustande, sondern 

verlebten beziehungsweise verleben die Jahre nach ihrem abtritt un-

ruhig, den vermeintlichen zeitgeist skeptisch beäugend, dünnhäutig 

um die wahrung ihres politischen erbes bemüht, an den talenten ihrer 

nachfolger zweifelnd und sich weiter ins politische tagesgeschäft ein-

mischend. die Mehrheit ihrer zeitgenossen reagierte auf ihren abgang 

mit einem gefühl des aufatmens und der Befreiung – und zwar, das 

ist für mein thema wichtig, nicht so sehr wegen ihres außenpolitischen 

erbes, das schon bald dogmatisiert und in den stand der Unantast-

barkeit erhoben wurde, sondern weil man ihnen im innern nicht mehr 

zutraute, die drängenden probleme der zeit zu erkennen, geschweige 

denn zu lösen. das Urteil der historiker wird in dieser hinsicht – zu-

mindest im falle adenauers und Kohls – wohl freundlicher ausfallen. 

48 | Stürmer: Wem gehört Deutschland.
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den nachfolgern andere probleme zu hinterlassen als man vorgefun-

den hat, ist kein ausdruck des scheiterns, sondern des politischen 

erfolgs.
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